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1. Privatbereich

Beitragssatze zur Sozialversicherung bleiben stabil

Die Sozialversicherungsbeitrdge spielen bei der Engeltabrechnung eine wichtige Rolle. Ab 2020 andern

sich die Beitragssétze erfreulicherweise nur minimal bis gar nicht.

Krankenversicherung

Der allgemeine Beitragssatz fur die gesetzliche Krankenversicherung liegt aktuell bei 14,6 %. Haben
Mitglieder einer gesetzlichen Krankenversicherung keinen Anspruch auf Krankengeld gilt der ermaRigte
Beitragssatz von 14,0 %. Bei versicherungspflichtig Beschaftigten wird der Beitrag hélftig von Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer getragen. Neben dem allgemeinen und ermaRigten Beitragssatz gehort auch der
Zusatzbeitrag zum Krankenversicherungsbeitrag. Dieser ist jedoch gesondert zu berechnen und auch
gesondert im Beitragsnachweis auszuweisen. Beim Zusatzbeitrag ist zwischen dem durchschnittlichen
und dem kassenindividuellen Zusatzbeitrag zu unterscheiden. Der durchschnittliche Zusatzbeitrag steigt

zum 1.1.2020. Die Hohe des kassenindividuellen Zusatzbeitrags legt jede Kasse selbst fest.

Pflegeversicherung

In der sozialen Pflegeversicherung betragt der Beitragssatz seit dem 1.1.2019 bundeseinheitlich
3,05 %. Fir Beamte gilt immer nur der halbe Beitragssatz. Mitglieder der sozialen Pflegeversicherung,
die keine Kinder haben, ab dem 1.1.1940 geboren sind und das 23. Lebensjahr vollendet haben, mus-

sen einen Beitragszuschlag in Hohe von 0,25 % zahlen.

Rentenversicherung

Der Beitragssatz zur Rentenversicherung betragt aktuell 18,6 %. Angesichts gut geflillter Rentenkassen

erwartet die Deutsche Rentenversicherung bis ins Jahr 2023 auch keine Erh6hung der Beitragssatze.

Arbeitslosenversicherung

Die Beitrage zur Arbeitslosenversicherung sinken ab dem 1.1.2020 um 0,1 Punkte auf 2,4 % (befristet
bis 31.12.2022).

Verpflegungsmehraufwendungen: Pauschalen erhéhen sich

Wer dienstlich auswartig unterwegs ist, kann ab dem neuen Jahr hhere Pauschalen fur Verpflegungs-

mehraufwendungen steuerlich geltend machen. Das &ndert sich ab 1.1.2020: Die Pauschalen fir Ver-
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pflegungsmehraufwendungen im Rahmen einer beruflichen Auswartstatigkeit oder doppelten Haus-
haltsfihrung werden angehoben. So ist eine Erhéhung von 24 auf 28 EUR fir Abwesenheiten von 24
Stunden und von 12 auf 14 EUR fur An- und Abreisetage sowie fiir Abwesenheitstage ohne Ubernach-
tung und mehr als 8 Stunden vorgesehen. Grundvoraussetzung ist wie bisher auch, dass der Arbeit-

nehmer aul3erhalb seiner Wohnung und ersten Tatigkeitsstatte beruflich tatig ist.

Elektroauto als Dienstwagen: Steuerermafligung wird ausgeweitet

Wer sich als Dienstwagen ein Elektrofahrzeug aussucht, kann langer von der Steuerbegiinstigung durch
die Halbierung der Bemessungsgrundlage profitieren. Je kleiner die Kohlendioxidemission desto bes-
ser. Das andert sich ab 1.1.2020: Verabschiedet wurde eine Herabsetzung der Bemessungsgrundlage
auf ein Viertel fur bestimmte Fahrzeuge. Hierzu z&hlen zwischen 1.1.2019 und 31.12.2030 angeschaffte
Kraftfahrzeuge, die keine Kohlendioxidemission haben und deren Bruttolistenpreis unterhalb 40.000
EUR liegt. Fur extern aufladbare Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge, die diese Voraussetzungen nicht
erfullen gilt zukiinftig Folgendes: Bei Anschaffung zwischen 1.1.2022 bis 31.12.2024 wird die halftige
Bemessungsgrundlage angesetzt, wenn die Kohlendioxidemission maximal 50 Gramm pro Kilometer
oder die Reichweite des Fahrzeugs unter ausschlie3licher Nutzung des elektrischen Antriebs mindes-
tens 60 Kilometer betragt. Bei Anschaffung zwischen 1.1.2025 bis 31.12.2030 wird die halftige Bemes-
sungsgrundlage angesetzt, wenn die Kohlendioxidemission maximal 50 Gramm pro Kilometer oder die
Reichweite des Fahrzeugs unter ausschlielicher Nutzung des elektrischen Antriebs mindestens 80
Kilometer betragt. Hintergrund: Im Regierungsentwurf war nur eine Verlangerung der Halbierung der
Bemessungsgrundlage bei der Dienstwagenbesteuerung fur private Nutzung eines betrieblichen
Elektro- oder Hybridelektrofahrzeugs vorgesehen. Im Zuge des Gesetzes zur Umsetzung des Klima-

schutzprogramms 2030 im Steuerrecht gab es eine deutliche Ausweitung der Steuerverglinstigung.

(Elektro-)Fahrrader: Verlangerung der Steuerbefreiung und Einfiihrung einer Pauschal-

steuer

Uberlasst der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern betriebliche (Elektro-)Fahrrader, ist der geldwerte Vor-
teil steuerfrei. Diese Steuerbefreiung wurde verlangert und es gibt eine neue Pauschalsteuer. Das &n-
dert sich ab 1.1.2020: Die Steuerbefreiung des gewéhrten geldwerten Vorteils aus der Uberlassung
eines betrieblichen (Elektro-)Fahrrads durch den Arbeitgeber wird bis zum Ablauf des Jahres 2030 ver-
langert. Auch eine Verlangerung der parallelen Nichtberiicksichtigung einer Entnahme fir die private

Nutzung eines betrieblichen (Elektro-)Fahrrads ist entsprechend vorgesehen. Aulerdem wird eine neue
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Mdoglichkeit zur Pauschalierung der Lohnsteuer eingefuhrt fir den Fall, dass einem Arbeitnehmer zu-
séatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn unentgeltlich oder verbilligt ein betriebliches Fahrrad

Ubereignet wird.

Hinweis: Die Neuerung bei der Pauschalierung der Lohnsteuer war im Regierungsentwurf noch nicht

enthalten.

Neue Verpfleqgungspauschale fur Berufskraftfahrer

Berufskraftfahrern wird die Geltendmachung von Ubernachtungskosten wahrend einer mehrtagigen
Fahrt erleichtert. Fir sie gibt es zukinftig einen eigenen neuen Pauschbetrag. Das andert sich ab
1.1.2020: Far Arbeitnehmer, die ihrer berufliche Tatigkeit iberwiegend in Kraftwagen nachgehen, wird
ein neuer Pauschbetrag in H6he von 8 EUR pro Kalendertag eingefiihrt. Dieser Pauschbetrag kann
kunftig anstelle der tatsachlichen Aufwendungen, die dem Arbeitnehmer innerhalb einer mehrtégigen
beruflichen Tatigkeit in Verbindung mit einer Ubernachtung im Kraftfahrzeug des Arbeitgebers entste-
hen, in Anspruch genommen werden. Sollten die tatsédchlichen Aufwendungen jedoch héher sein als

der Pauschbetrag, kénnen diese angesetzt werden.

Wie werden Versicherungsbeitrdge des eigenen Kindes beriicksichtigt?

Zahlen Eltern die Krankenversicherungsbeitréage fiir das Kind, stellt sich die Frage, wer diese Zahlungen
steuerlich beriicksichtigen darf. Das &ndert sich: Beitrdge zur Kranken- und Pflegeversicherung fir das
eigene Kind, die von den Erziehungsberechtigten wirtschaftlich (Bar- oder Sachunterhalt) getragen wer-
den, sind kinftig bei diesen als Sonderausgaben zu berticksichtigen. Dabei ist es unerheblich, ob und

wie hoch die Einkinfte oder Beziige des Kindes sind.

Pflichtveranlagung bei Kapitaleinklinften

Die Steuererklarungspflicht im Rahmen der Einklnfte aus Kapitalvermdgen wird erweitert. Das andert
sich: Arbeitnehmer, die Kapitaleinkiinfte ohne Steuerabzug erhalten haben, missen kinftig zwingend
eine Steuererklarung einreichen. Hinweis: Diese Regelung war im Regierungsentwurf noch nicht ent-

halten.

ErméaRigter Umsatzsteuersatz fir E-Books und Tampons

Der Anwendungsbereich des ermaRigten Steuersatzes wird erweitert. Das andert sich: Fur Blcher, Zei-
tungen und Zeitschriften in elektronischer Form gilt ein ermaRigter Steuersatz. Hiervon ausgenommen

sind jugendgefahrdende Erzeugnisse nach § 15 Abs. 1 bis 3 und 6 des Jugendschutzgesetzes, sowie
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Veroffentlichungen, die Uberwiegend Werbezwecken (einschlie3lich Reisewerbung) dienen. Fir Menst-

ruationsprodukte gilt zuklnftig ebenfalls der erméaRigte Steuersatz.

Hinweis: Gegenliber dem Regierungsentwurf neu ist die Regelung, dass auch die Bereitstellung eines
Zugangs zu Datenbanken, die eine Vielzahl von elektronischen Biichern, Zeitungen oder Zeitschriften

oder Teile von diesen enthalten, beglinstigt ist.

Abgabe der Steuererklarung und Verspatungszuschlag: Voll automatisiert

Eine Fristverlangerung fiir die Abgabe der Steuererklarung kann kiinftig komplett automationsgestitzt
angeordnet werden. Ebenso kann ein Verspatungszuschlag vollautomationsgestitzt festgesetzt wer-
den. Das andert sich: Laut Art. 22 Abs. 2 DSGVO ist fir die Verarbeitung der dafiir notwendigen perso-
nenbezogenen Daten eine Rechtsgrundlage Voraussetzung. Der Antrag auf Fristverlangerung kann voll
automationsgestitzt beschieden werden, wenn diesem durch ein automatisiertes Prifverfahren unein-
geschrankt stattgegeben werden kann. Bei Vorliegen der notwendigen Voraussetzungen, kann die Ver-
langerung auch ohne Antrag (von Amts wegen) angeordnet werden. Durch eine Neuregelung wird eben-
falls ermdglicht, dass ein Verspatungszuschlag vollautomationsgestitzt festgesetzt werden kann. Dies
geschieht hinsichtlich der Hohe und des Grundes auf Grundlage des Gesetzes. D. h., dass das Finanz-
amt kein Ermessens- oder Beurteilungsspieleraum diesbeziiglich hat und die vollautomatische Festset-

zung des Zuschlags sachgerecht ist.

Solidaritdtszuschlag fallt ab 2021 so qut wie weqg (fast!)

Ab dem Jahr 2021 wird die Freigrenze beim Solidaritdtszuschlag deutlich angehoben, sodass fir 90 %
aller aktuellen Zahler die Abgabe komplett entféllt. Das andert sich ab 2021: Derzeit wird der Zuschlag
nur erhoben, wenn die tarifiche Einkommensteuer den Betrag von 972 EUR / 1.944 EUR (Einzel-
/Zusammenveranlagung) Ubersteigt. Diese Freigrenze wird auf 16.956 EUR / 33.912 EUR (Einzel-
[Zusammenveranlagung) angehoben. Im Lohnsteuerabzugsverfahren werden fiir sonstige Beziige
nach geltender Rechtslage keine Freigrenzen beriicksichtigt. Diese Regelung wird vor dem Hintergrund
der massiven Anhebung der Freigrenze geandert. Durch eine neue Regelung wird die Anwendung der
jahrlichen Freigrenze auch bei sonstigen Beziigen sichergestellt. Fur die Priifung, ob die Freigrenze
Uberschritten wird, ist auf die Jahreslohnsteuer unter Einbeziehung des sonstigen Bezugs abzustellen.
Bemessungsgrundlage fir die Ermittlung des Solidaritatszuschlags bleibt wie bisher die Lohnsteuer auf
den sonstigen Bezug. Auch die Regelungen zum Versorgungsfreibetrag und zum Altersentlastungsbe-
trag sowie die Besonderheiten bei erm&Rigt zu besteuernden sonstigen Bezligen sind kiinftig zu beach-
ten. Durch die "Milderungszone" im Anschluss an die Freigrenze wird beim Uberschreiten der Frei-

grenze die Durchschnittsbelastung durch den Solidaritatszuschlag allmahlich an die Normalbelastung
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herangefihrt. Die Begrenzung der zusétzlichen Grenzbelastung in der Milderungszone liegt zukiinftig
bei 11,9 % (zuvor 20 %).

Hinweis: Auf die Kdrperschaftsteuer und die Abgeltungsteuer auf Kapitalertrage wird der Soli-

daritatszuschlag weiterhin wie bisher erhoben.

Sozialversicherungswerte 2020 fiir das Versicherungs- und Beitragsrecht

Die fur die Sozialversicherung wichtigen Werte fiir das Jahr 2020 stehen fest. Das andert sich ab
1.1.2020: Die Beitragshemessungsgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) wird von
derzeit 4.537,50 EUR im Monat (54.450 EUR jahrlich) auf voraussichtlich 4.687,50 EUR monatlich
(56.250 EUR jahrlich) steigen. Die gleichen Werte gelten fur die Pflegeversicherung. Die Beitragsbe-
messungsgrenzen in der Kranken- und Pflegeversicherung gelten bundeseinheitlich. Die allgemeine
Jahresarbeitsentgeltgrenze steigt von 60.750 EUR auf voraussichtlich 62.550 EUR. Die besondere er-
mafigte Jahresarbeitsentgeltgrenze fur PKV-Bestandsfalle soll dann von 54.450 EUR auf 56.250 EUR
angehoben werden. Die Beitragsbemessungsgrenze West soll in der allgemeinen Rentenversicherung
und in der Arbeitslosenversicherung auf 6.900 EUR monatlich festgesetzt werden, jahrlich sind dies
82.800 EUR. In der knappschaftlichen Rentenversicherung betréagt sie voraussichtlich 101.400 EUR
jahrlich bzw. 8.450 EUR monatlich. In den neuen Bundeslandern soll die Beitragsbemessungsgrenze
Rentenversicherung Ost monatlich 6.450 EUR bzw. jahrlich 77.400 EUR betragen. In der knappschaft-
lichen Rentenversicherung sind 7.900 EUR monatlich bzw. 94.800 EUR jéhrlich vorgesehen. Auch die
BezugsgroRRe wird in Ost und West angepasst. Dabei ist zu beachten: Die Bezugsgré3e West gilt in der
Kranken- und Pflegeversicherung bundesweit. Die abweichende Bezugsgrofie fir den Rechtskreis Ost
hat nur noch Bedeutung fir die Renten-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung. Im Rechtskreis West soll
die monatliche BezugsgrofRe auf 3.185 EUR monatlich bzw. 38.220 EUR jahrlich steigen (2019: 3.115
EUR monatlich bzw. 37.380 EUR jahrlich). Fur den Rechtskreis Ost gilt ein voraussichtlicher Wert von
3.010 EUR monatlich bzw. 36.120 EUR jahrlich (2019: 2.870 EUR monatlich bzw. 34.440 EUR jahrlich).
Fur gutverdienende Arbeitnehmer betragt der maximale Arbeitnehmeranteil ohne Zusatzbeitrag (7,3 %)
zur Krankenversicherung mit Anspruch auf Krankengeld 342,19 EUR. Arbeitgeber missten dann einen
Beitragszuschuss von maximal 342,19 EUR (7,3 %) zahlen. Das Durchschnittsentgelt in der Renten-
versicherung betragt 40.551 EUR.
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Auch Azubis bekommen nun einen Mindestlohn

Bisher waren Auszubildende vom gesetzlichen Mindestlohn ausgenommen. Das soll sich ab 2020 &n-
dern. Vorgesehen ist insbesondere ein Azubi-Mindestlohn von 515 EUR im 1. Lehrjahr. Das andert sich
ab 1.1.2020: Jeder Azubi, der im kommenden Jahr eine Berufsausbildung beginnt, soll nun mindestens
515 EUR im 1. Lehrjahr bekommen. Der Betrag wird in den folgenden Jahren schrittweise weiter erhéht
auf bis zu 620 EUR monatlich im 1. Lehrjahr. Auch im 2. und 3. Ausbildungsjahr wird es eine héhere
Ausbildungsvergiitung geben. Ab 2024 soll die Azubi-Mindestvergitung dann automatisch entspre-
chend der durchschnittlichen Entwicklung der vertraglich vereinbarten Ausbildungsvergitungen ange-
passt werden. Mit "Geprifte/r Berufsspezialist/in", "Bachelor Professional" oder "Master Professional”
sollen die Abschlisse in der hoher qualifizierten Berufsaushildung — bislang Aufstiegsfortbildungen —
kunftig bezeichnet werden. Zudem soll durch Bezeichnungen, die international verstandlich sind, die
Mobilitat geférdert werden. Besonderheiten gelten fir den Meister im Handwerk: Die neue Abschluss-
bezeichnung "Bachelor Professional" kann zusétzlich gefuhrt werden. Einen Meistertitel erlangt weiter-
hin nur, wer eine Meisterpriifung erfolgreich abgelegt hat. Bisher ist es nur in Ausnahmefallen méglich
eine Ausbildung in Teilzeit zu absolvieren wie fur besonders leistungsstarke Auszubildende, die allein-
erziehend sind oder Angehdérige pflegen. Die Méglichkeit, eine Ausbildung in Teilzeit zu absolvieren soll
kunftig erweitert werden und insbesondere auch Gefllichteten, lernbeeintrachtigten Menschen sowie
Menschen mit Behinderungen offenstehen. Voraussetzung fir eine Ausbildung in Teilzeit soll aber die

Zustimmung des Ausbildungsbetriebs sein.

Hinweis: Diejenigen, die sich heute schon in einer Aushildung befinden, profitieren nicht von der Neu-
regelung. AuRerdem sind Ausnahmen von der Mindestvergiitung maoglich, wenn Arbeitgeber und Ge-

werkschaften fir einzelne Branchen eigene Vereinbarungen treffen.

Erneute Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns

Die Mindestlohn-Kommission hatte 2018 vorgeschlagen, den allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn in
2 Stufen zu erhohen. Fir 2020 tritt deshalb eine weitere Erh6hung des Mindestlohns in Kraft. Das andert
sich ab 1.1.2020: Der gesetzliche Mindestlohn steigt von derzeit 9,19 EUR auf 9,35 EUR.

Hinweis: Die Mindestlohn-Kommission legt die Héhe alle 2 Jahre neu fest. Dies ist 2020 wieder der
Fall. Zum ersten Mal war die Lohnuntergrenze bereits 2017 von 8,50 Euro auf 8,84 Euro angehoben
worden. In mehreren Branchen gibt es zudem Mindestldhne, die Uber der allgemeinen Untergrenze
liegen. Der gesetzliche Mindestlohn gilt fur alle volljahrigen Arbeithehmer — aul3er fiir Langzeitarbeits-
lose nach Aufnahme einer Arbeit in den ersten 6 Monaten. Auch fir Azubis, bei Pflichtpraktika oder

Praktika unter 3 Monaten gilt er nicht.
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Auslandsreise: Neue Pauschalen ab 2020

Bei betrieblich oder beruflich bedingten Auslandsreisen gelten besondere Pauschalen fiir die Reisekos-
ten. Das BMF hat die Pauschalen fur betrieblich und beruflich veranlasste Auslandsreisen ab 1.1.2020
bekanntgegeben. Das &ndert sich ab 1.1.2020: In dem BMF-Schreiben wird nicht nur erlautert, wie Ver-
pflegungsmehraufwendungen ermittelt werden, sondern auch darauf hingewiesen, wann Verpflegungs-
mehraufwendungen gekiirzt werden miissen. Zudem enthélt das Schreiben eine Ubersicht, in der die
ab 1.1.2020 geltenden Pauschbetrége fur Verpflegungsmehraufwendungen und Ubernachtungskosten

fur beruflich und betrieblich veranlasste Auslandsdienstreisen dargestellt werden.

Kinderfreibetrag steigt ab 2020

Im Zuge der Kindergelderhéhung wird auch die Hohe des Kinderfreibetrags fur 2020 angepasst. Der
Freibetrag fir den Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsbedarf bleibt unverandert bei 2.640 EUR.
Das andert sich ab 1.1.2020: Fur den Veranlagungszeitraum 2020 wird der Kinderfreibetrag erhéht, um
der Kindergelderh6hung zu entsprechen, die sich im Jahr 2020 mit insgesamt 120 EUR pro Kind erst-
mals auf das gesamte Jahr auswirkt. Der Kinderfreibetrag wird dann fiir jeden Elternteil auf 2.586 EUR

erhéht. Insgesamt sind das 5.172 EUR, mit Betreuungsfreibetrag 7.812 EUR.

Hoherer Grundfreibetrag im Jahr 2020

Mit der Erh6hung des Grundfreibetrags steigt das steuerfreie Existenzminimum. Das andert sich ab
1.1.2020: Zur steuerlichen Freistellung des Existenzminimums wird der steuerfreie Grundfreibetrag im
Jahr 2020 auf 9.408 EUR angehoben (das sind 240 EUR mehr).

Mehr Unterhaltsleistungen absetzbar

Mit der Erhéhung des Unterhaltshéchstbetrags kdnnen Unterhaltsleistende hdhere Betrage steuerlich
geltend machen. Das andert sich ab 1.1.2020: Im Zuge der Erh6hung des Grundfreibetrags steigt auch
der Unterhaltshochstbetrag. Dieser wird im Jahr 2020 auf 9.408 EUR angehoben (das bedeutet ein Plus
von 240 EUR).

Die neue Grundsteuer kommt —in ein paar Jahren

Ab dem Jahr 2025 werden Eigentimer von Grundstiicken und Hausern die neue Grundsteuer zahlen
missen. Bis dahin bleiben die Finanzbehérden und Gemeinden aber nicht untétig. Es ist viel zu tun, bis
die ersten Grundsteuerbescheide ergehen kdnnen. Das andert sich: Fir die Ermittlung der Héhe der
Grundsteuer wird in Zukunft nicht mehr auf den Bodenwert zuriickgegriffen, sondern es werden dann

auch Ertrage wie Mieteinnahmen beriicksichtigt werden. Fiir die Bundeslander ist eine Offnungsklausel
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vorgesehen, damit sie die Grundsteuer mit einem abgeanderten Bewertungsverfahren erheben kénnen.
Die neu berechnete Grundsteuer wird ab dem 1.1.2025 zu zahlen sein. Zunachst missen aber die
Werte der Grundstiicke und statistischen Miethdhen festgestellt werden. Die Grundsteuer wird auch
zukiinftig in 3 Schritten berechnet: Wert x Steuermesszahl x Hebesatz. Fur die Berechnung des Grund-
besitzwerts sind wesentliche Faktoren der jeweilige Wert des Bodens (Bodenrichtwert) und die Héhe
der statistisch ermittelten Nettokaltmiete. Weitere Faktoren sind die Grundstlcksflache, Immobilienart
und das Alter des Gebaudes. Die Steuermesszahl wird von 0,35 % auf 0,034 % gesenkt. Sollte sich in
einzelnen Kommunen das Grundsteueraufkommen wegen der Neubewertung verandern, besteht fur
sie die Moglichkeit, ihre Hebeséatze anzupassen und so daflr zu sorgen, dass sie insgesamt nicht mehr
Grundsteuer einnimmt als vor der Reform. Kunftig kénnen Gemeinden fur baureife, aber unbebaute
Grundstiicke einen héheren Hebesatz festlegen, wenn auf diesen keine Bebauung erfolgt. Diese sog.
Grundsteuer C verteuert damit die Spekulation und soll finanzielle Anreize setzen, auf baureifen Grund-
stiicken tatsachlich auch Wohnraum zu schaffen. Betroffen sind unbebaute Grundstiicke, die der Grund-
steuerpflicht unterliegen und innerhalb oder au3erhalb eines Plangebiets trotz ihrer Baureife nicht bau-
lich genutzt werden. Anders als bei Wohngrundstiicken soll sich bei vermieteten Geschéaftsgrundsti-
cken die Grundsteuer am vereinfachten Sachwertverfahren orientieren, das fur die Wertermittlung auf
die gewohnlichen Herstellungskosten fur die jeweilige Geb&udeart und den Bodenrichtwert abstellt. Bei
der Bewertung eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A) bleibt es beim Ertrags-
wertverfahren, das jedoch vereinfacht und typisiert wird. Die Grundsteuerermittlung fur land- und forst-
wirtschaftliche Betriebe wird kiinftig durch eine standardisierte Bewertung der Flachen und der Hofstel-

len erfolgen.

Mehr Wohnungsbaupramie fiir Bausparer

Einzahlungen auf einen Bausparvertrag werden vom Staat mit der Wohnungsbaupramie belohnt. Ab
dem Sparjahr 2021 erhéht sich die Pramie, auch werden die Einkommensgrenzen angepasst. Das an-
dert sich ab 2021: Die Wohnungsbaupramie betragt jahrlich 10 % der pramienbegunstigten Aufwendun-
gen (bisher 8,8 %). Beglinstigt sind pro Jahr maximal 700 EUR bei Alleinstehenden und 1.400 EUR bei
Ehepartnern (bisher 512 EUR bzw. 1.024 EUR). Um die Wohnungsbaupramie beanspruchen zu koén-
nen, darf das zu versteuernde Einkommen bei hdchstens 35.000 EUR bei Alleinstehenden und 70.000
EUR bei Ehepartnern liegen (bisher 25.600 EUR bzw. 51.200 EUR).

Umwandlung Lebenspartnerschaft in eine Ehe: Das ist zu beachten

Bereits durch das Jahressteuergesetz 2018 gab es eine gesetzliche Anderung, die eingetragene Le-

benspartner jetzt zum Jahreswechsel beachten sollten. Das andert sich: Es wurde in Art. 97 § 9 EGAO
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ein neuer Abs. 5 eingefugt. Danach sind 8 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 sowie § 233a Abs. 2a AO
(Zinslauf bei riickwirkenden Ereignissen) entsprechend anzuwenden, wenn eine Lebenspartnerschaft
bis zum 31.12.2019 in eine Ehe umgewandelt wurde. Dies gilt jedoch nur, soweit die Ehegatten den
Erlass, die Aufhebung oder Anderung eines Steuerbescheids bis zum 31.12.2020 beantragen, damit
die Rechtsfolgen, die an eine Ehe ankniipfen und seither nicht berlicksichtigt wurden, nachtréglich be-

riicksichtigt werden.

Steuerklassenwechsel mehrmals im Jahr zuldssig

Ehegatten konnten bisher einmal im Jahr die Steuerklassen wechseln. Diese Beschrankung wird auf-
gehoben. Das andert sich ab 1.1.2020: Im Gesetzestext wird das Wort "einmalig" gestrichen. Damit
beschrankt sich das Recht auf einen Steuerklassenwechsel bei Ehegatten und Lebenspartnern kinftig
nicht mehr auf einen Wechsel pro Kalenderjahr. Die Steuerklassen kdnnen also mehrmals pro Jahr

geandert und z. B. an familiare Entwicklungen angepasst werden.

2. Unternehmer und Freiberufler

Vierteljahrliche Abgabe der Umsatzsteuer-Voranmeldung fiir Neugriinder

Existenzgriinder missen in Zukunft nicht mehr monatlich eine Umsatzsteuer-Voranmeldung abgeben,
sondern nur noch vierteljahrlich. Dies gilt allerdings nur begrenzt. Das &ndert sich fir 2021 bis 2026:
Zugunsten der Grinder wird zeitlich befristet die Anwendung des 8§ 18 Abs. 2 Satz 4 UStG Uber einen
neuen § 18 Abs. 2 Satz 6 UStG ausgesetzt, wenn die im konkreten Fall zu entrichtende Umsatzsteuer
voraussichtlich 7.500 EUR nicht uberschreitet. Hierzu soll in den Fallen, in denen der Unternehmer
seine Téatigkeit nur in einem Teil des vorangegangenen Kalenderjahres ausgetibt hat, die tatsachliche
Steuer in eine Jahressteuer umzurechnen und in den Féllen, in denen der Unternehmer seine Téatigkeit
im laufenden Kalenderjahr aufnimmt, die voraussichtliche Steuer des laufenden Kalenderjahres mal3-

gebend sein.
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Umsatzsteuerliche Kleinunternehmergrenze wird angehoben

Kleinunternehmer dirfen ab 1.1.2020 mehr Umsatz machen. Die Umsatzgrenze steigt auf 22.000 EUR.
Das andert sich ab 1.1.2020: Nach § 19 Abs. 1 Satz 1 UStG soll die Umsatzsteuer von inléandischen
Unternehmern nicht erhoben werden, wenn der Umsatz im vergangenen Kalenderjahr die Grenze von
22.000 EUR (statt derzeit 17.500 EUR) nicht Gberstiegen hat und 50.000 EUR (wie bisher) im laufenden

Kalenderjahr voraussichtlich nicht tibersteigen wird.

Hinweis: Nach dem Referentenentwurf sollte die Regelung ab dem Tag nach Verkiindung des Geset-
zes gelten. Ware das Gesetz so noch in diesem Jahr verkiindet worden, hatte das die Folge gehabt,
dass alle Unternehmer mit Vorjahresumsétzen zwischen 17.501 und 22.000 EUR plétzlich Kleinunter-
nehmer gewesen wéaren, wenn ihr voraussichtlicher Umsatz im laufenden Jahr 50.000 EUR nicht tGber-
steigt. Wohl aus diesem Grund wurde das Datum des Inkrafttretens dieser Regelung nun doch auf den
1.1.2020 gelegt.

Steuerbefreiung fir betriebliche Gesundheitsférderung

Um den Arbeitgebern kiinftig den Spielraum zu erweitern, seinen Arbeithehmern spezielle Gesundheits-
leistungen anbieten oder entsprechende Zuschiisse zu GesundheitsmalRnahmen leisten zu kénnen, soll
der Freibetrag je Arbeitnehmer im Kalenderjahr angehoben werden. Das andert sich ab 1.1.2020: Ar-
beitgeber dirfen ihren Arbeitnehmern statt 500 EUR jetzt 600 EUR im Rahmen der betrieblichen Ge-

sundheitsférderung steuerbegtinstigt zukommen lassen.

Beitrage zu einer Gruppenunfallversicherung

Die lohnsteuerliche Pauschalierungsgrenze fiir Beitrage zu einer Gruppenunfallversicherung erhéhen
sich fur Lohnzahlungszeitrdume ab 2020. Das andert sich ab 2020: Nach § 40b Abs. 3 EStG kann der
Arbeitgeber die Beitrage fir eine Gruppenunfallversicherung mit einem Pauschsteuersatz von 20 % er-
heben, wenn der steuerliche Durchschnittsbetrag ohne Versicherungsteuer 62 EUR im Kalenderjahr

nicht Ubersteigt. Dieser Grenzbetrag soll auf 100 EUR angehoben werden.

Lohnsteuerpauschalierung fir Teilzeitbeschaftigte und geringfligig Beschaftigte

Die Grenze zur Lohnsteuerpauschalierung fiir Teilzeitbeschaftigte und geringfligig Beschaftigte wird fr
Lohnzahlungszeitraume ab 2020 angehoben, ebenso wie der pauschalierungsfahige durchschnittliche
Stundenlohn. Das andert sich ab 2020: Eine Pauschalierung der Lohnsteuer mit 25 % des Arbeitslohns
soll bei kurzfristig beschaftigten Arbeitnehmern zukinftig zulassig sein, wenn der durchschnittliche Ar-
beitslohn je Arbeitstag 120 EUR (statt 72 EUR) nicht tibersteigt. AuRerdem soll der pauschalierungsfa-
hige durchschnittliche Stundenlohn von 12 EUR auf 15 EUR erhdht werden. Neu eingefligt werden soll
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§ 40a Abs. 7 EStG, wonach unter Verzicht auf den Abruf von elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk-
malen die Lohnsteuer fiir Beziige von kurzfristigen, im Inland ausgeiibten Tatigkeiten beschrénkt steu-
erpflichtiger Arbeitnehmer, die einer ausléandischen Betriebsstéatte des Arbeitgebers zugeordnet sind,
mit einem Pauschsteuersatz von 30 % des Arbeitslohns erhoben werden kann. Eine kurzfristige Tatig-
keit liegt danach nur vor, wenn die im Inland ausgeilbte Tatigkeit 18 zusammenhangende Arbeitstage

nicht Ubersteigt.

Archivierung von elektronisch gespeicherten Steuerunterlagen

Elektronisch gespeicherte Steuerunterlagen missen archiviert werden. Im Falle eines Systemwechsels
oder einer Datenauslagerung gelten in Zukunft kiirzere Aufbewahrungsfristen. Die Finanzverwaltung
hat das Recht, von einem Steuerpflichtigen bei einer Aul3enpriifung die Einsicht in die mithilfe eines
Datenverarbeitungssystems erstellten Steuerdaten sowie die Nutzung dieses Datenverarbeitungssys-
tems zu verlangen. Die Finanzverwaltung kann zudem die maschinelle Auswertung dieser Daten for-
dern oder einen Datentréager mit den gespeicherten Steuerunterlagen verlangen. Die Datenverarbei-
tungssysteme missen bisher sogar bei einem Wechsel des Datenverarbeitungssystems oder einer Da-
tenauslagerung Uber die 10-jahrige Aufbewahrungsfrist aufrecht erhalten werden. Das andert sich ab
1.1.2020: Kinftig soll es ausreichen, wenn der Steuerpflichtige 5 Jahre nach einem Systemwechsel
oder einer Datenauslagerung einen Datentrager mit den gespeicherten Steuerunterlagen vorhalt. Dies

soll in einem neuen § 147 Abs. 6 AO geregelt werden.

Blrokratische Erleichterungen auRerhalb des Steuerrechts

Das Birokratieentlastungsgesetz Ill enthélt auch einige Regelungen, die die Burokratie abseits des

Steuerrechts erleichtern sollen.

Elektronische Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung

Arbeitnehmer missen derzeit ihre Krankschreibungen bei ihrem Arbeitgeber in Papierform einreichen.
Zuklnftig sollen die Krankenkassen den Arbeitgeber auf Abruf elektronisch tiber Beginn und Dauer der
Arbeitsunfahigkeit seines gesetzlich versicherten Arbeitnehmers sowie iber den Zeitpunkt des Auslau-

fens der Entgeltfortzahlung informieren. Inkrafttreten: 1.1.2022

Digitaler Meldeschein im Beherbergungsgewerbe

Aktuell mussen die Leiter eines Beherbergungsbetriebs darauf hinwirken, dass ihre Gaste papierhafte
Meldescheine ausfullen und unterschreiben. Die Meldescheine sind fur ein Jahr aufzubewahren und
danach zu vernichten. Optional soll ein digitales elektronisches Meldeverfahren eingefiihrt werden, bei

dem die eigenhandige Unterschrift durch andere, sichere Verfahren ersetzt wird. Inkrafttreten; 1.1.2020
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Weitere Anderungen

e Einfihrung der Textform anstelle der Schriftform fir Antrage und Mitteilungen nach dem Teilzeitbe-

fristungsgesetz,

e Birokratieabbau fur Bescheinigungs- und Informationspflichten des Anbieters von Altersvorsorge-

vertragen gegeniber dem Steuerpflichtigen,
e Einfihrung eines elektronischen Datenspeichers fur Kleinstarbeitgeber,

e Erteilung von Auskiinften Gber die fir die Besteuerung erheblichen rechtlichen und tatséachlichen

Verhéltnisse; Einfuhrung einer elektronischen Ubermittlungspflicht.

Neue Steuerforderung von Forschung und Entwicklung

Das neue Forschungszulagengesetz (FZulG) sieht die Einfiihrung einer steuerlichen Zulage vor. Diese
soll unabhangig von der jeweiligen Gewinnsituation bei allen Unternehmen gleichermaf3en wirken. Die
neue Steuerférderung von Forschung und Entwicklung beinhaltet die Komponenten Grundlagenfor-
schung, industrielle Forschung und experimentelle Entwicklung. Sie setzt bei den Personalausgaben
an und soll fur alle steuerpflichtigen Unternehmen unabhéngig von deren Grol3e oder der Art der im
Unternehmen ausgelbten Téatigkeit Anwendung finden. Die Férderung wird in einem eigenstandigen
steuerlichen Nebengesetz zum Einkommensteuer- und Korperschaftsteuergesetz geregelt, um eine
bessere Ubersichtlichkeit der Regelung, eine klare Abgrenzung von anderen steuerlichen Regelungen
und eine einfachere Handhabung fir anspruchsberechtigte Unternehmen zu erreichen. Darin sollen die
Tatbestandsvoraussetzungen, Umfang und Hoéhe der Forderung sowie die Prifung der Forderkriterien

umfassend klargestellt werden.

Anspruchsberechtigte

Anspruchsberechtigt sind unbeschrénkt und beschrankt Steuerpflichtige, die die im Gesetz aufgefihrten
Voraussetzungen erfillen. Nicht anspruchsberechtigt sind steuerbefreite Kérperschaften. Bei Perso-
nengesellschaften und Gemeinschaften tritt an die Stelle des Steuerpflichtigen die Gesellschaft oder die

Gemeinschaft als Anspruchsberechtigte.

Begiinstigte Vorhaben

Grundsatzlich soll sich die begunstigte Forschungs- und Entwicklungs-Téatigkeit durch folgende 5 Krite-

rien bestimmen lassen:

Die Tatigkeit muss
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e auf die Gewinnung neuer Erkenntnisse abzielen (Neuartigkeit),

e auf origindren, nicht offensichtlichen Konzepten und Hypothesen beruhen, damit schdpferisch sein,
e in Bezug auf das Ergebnis ungewiss sein,

e einem Plan folgend und budgetiert sein (Systematik),

e zu Ergebnissen filhren, die reproduziert werden kénnen (Ubertragbarkeit/Reproduzierbarkeit).

e Auch Forschungskooperationen sind in bestimmten Formen méglich.

Forderfahige Aufwendungen und Bemessungsgrundlage

Forderfahige Aufwendungen sind die beim Anspruchsberechtigten dem Lohnsteuerabzug unterliegen-
den Arbeitsléhne, die der Arbeitnehmer unmittelbar vom Arbeitgeber erhalt. Auch der Arbeitslohn eines
Gesellschafters oder Anteilseigners gehdrt zu den férderfahigen Aufwendungen, wenn dieser mit "sei-
ner" Kapitalgesellschaft einen schuldrechtlichen Vertrag geschlossen hat, in dem klar zum Ausdruck
kommt, dass der mitarbeitende Gesellschafter Arbeitnehmer im Sinne des Lohnsteuerrechts ist. Aus
Vereinfachungsgriinden wird der Bruttolohn mit einem Faktor von 1,2 multipliziert. Um den selbstfor-
schenden Einzelunternehmern férderfahige Aufwendungen zu erméglichen, kdnnen sie fiir jede nach-
gewiesene Arbeitsstunde in einem begunstigten Vorhaben 30 EUR als forderfahige Aufwendungen an-
setzen. Bei Personengesellschaften kdnnen die Gesellschafter vertraglich vereinbaren, dass einer oder
mehrere Gesellschafter eine Téatigkeitsvergutung erhalten. Die Bemessungsgrundlage ist auf 2 Mio.
EUR pro Anspruchsberechtigtem im Wirtschaftsjahr begrenzt. Verbundene Unternehmen kénnen diese

nur einmal in Anspruch nehmen.

Hohe der Forschungszulage

Die Forschungszulage betragt 25 % der Bemessungsgrundlage. Die Summe der fiir ein Forschungs-
und Entwicklungs-Vorhaben gewahrten staatlichen Beihilfen darf einschlieRlich der Forschungszulagen
nach diesem Gesetz pro Unternehmen und Forschungs- und Entwicklungs-Vorhaben den Betrag von
15 Mio. EUR nicht Uberschreiten. Der Anspruch auf Forschungszulage entsteht mit Ablauf des Wirt-
schaftsjahres, in dem die forderfahigen Aufwendungen entstanden sind und wird nur auf elektronisch

gestellten Antrag gewéhrt. Hierbei ist auch eine Bescheinigung einzureichen.
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Ertragsteuerliche Behandlung der Forschungszulage

Die Forschungszulage gehort nicht zu den steuerpflichtigen Einnahmen. Sie mindert nicht die als Be-
triebsausgaben abzugsfahigen Aufwendungen und findet keine Berilicksichtigung fur Zwecke der Be-

stimmung der Hohe des Einkommensteuersatzes.

Anwendungszeitraum und Inkrafttreten

Die Forschungszulage kann nur fiir Forschungs- und Entwicklungs-Vorhaben beansprucht werden, mit
deren Arbeiten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes (Tag nach Verkiindung im Bundesgesetzblatt)
begonnen wird. Die férderfahigen Aufwendungen miissen vom Arbeitnehmer nach dem 31.12.2019 be-

zogen werden.

E-Bilanz: BMF veroffentlicht neue Taxonomien

Das BMF hat die aktualisierten Taxonomien zur E-Bilanz veréffentlicht. Diese missen grundséatzlich ab
dem Wirtschaftsjahr 2020 angewandt werden. Hintergrund: Bilanzierende Unternehmen missen den
Inhalt ihrer Bilanzen sowie Gewinn- und Verlustrechnungen nach einem amtlich vorgeschriebenen Da-
tensatz elektronisch an die Finanzverwaltung tGbermitteln. Fir die zu Ubermittelnden Jahresabschluss-
daten gibt die Finanzverwaltung ein Datenschema, eine sog. Taxonomie vor. Das BMF hat diese Taxo-
nomie nun aktualisiert. Die neue Version (6.3.) steht unter www.esteuer.de zum Abruf bereit. Anwend-
bar sind die aktualisierten Taxonomien grundsétzlich fiir Bilanzen des Wirtschaftsjahres 2020 oder des
abweichenden Wirtschaftsjahres 2020/2021. Das BMF beanstandet es nicht, wenn Unternehmen die
Taxonomien auch schon fur das Wirtschaftsjahr 2019 oder das abweichende Wirtschaftsjahr 2019/2020
anwenden. Voraussichtlich ab Mai 2020 kénnen echte Bilanzdaten mit den neuen Taxonomien uber-
mittelt werden (Testdaten voraussichtlich schon ab November 2019). Das &ndert sich: Aufgrund des
Investmentsteuerreformgesetzes wurden zahlreiche neue Taxonomie-Positionen zur Darstellung von
Sachverhalten auf Ebene des Anlegers, der dem Betriebsvermdgen zugeordnete Investment- oder Spe-
zial-Investmentanteile halt, aufgenommen. E-Bilanzen einer Mitunternehmerschaft werden als fehler-
haft zurickgewiesen, soweit Gewinnanteile eines Mitunternehmers unmittelbar auf einem steuerlich als
Fremdkapital zu beurteilenden Gesellschafterkonto erfasst werden. Da entnahmefahige Gewinnanteile,
soweit und solange sie nicht entnommen werden, i.d.R. eine dem Sonderbetriebsvermdgen zuzuord-
nende Forderung des jeweiligen Mitunternehmers darstellen, ist im Sonderbereich des jeweiligen Mit-
unternehmers in diesem Fall korrespondierend eine Einlage zu erfassen. Zur innerbilanziellen Abbil-
dung steht ab dieser Version 6.3 die neue Taxonomie-Position "Forderungen gegen Gesellschaft/Ge-

samthand" fir Zwecke der Ubermittlung einer Sonderbilanz zur Verfiigung.
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Abgabesatz zur Kiinstlersozialversicherung: Keine Anderung

Unternehmen, die kinstlerische oder publizistische Leistungen in Anspruch nehmen und verwerten,
kénnen sich freuen. Die Kinstlersozialabgabe bleibt auch das dritte Jahr in Folge stabil. Im Jahr 2017
lag der Abgabesatz fir die Kunstlersozialversicherung bei 4,8 %. Zum 1.1.2018 sank der Abgabesatz
deutlich und betréagt seit diesem Zeitpunkt 4,2 %. Das &ndert sich auch im Jahr 2020 nicht. Hinweis:
Uber die Kiinstlersozialversicherung werden derzeit rund 190.000 selbststandige Kinstler und Publizis-
ten als Pflichtversicherte in den Schutz der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung
einbezogen. Die selbststéandigen Kinstler und Publizisten tragen, wie abhéangig beschéftigte Arbeitneh-
mer, die Halfte ihrer Sozialversicherungsbeitrage. Die andere Beitragshalfte wird durch einen Bundes-
zuschuss (20 %) und durch die Kunstlersozialabgabe der Unternehmen (30 %), die kinstlerische und
publizistische Leistungen verwerten, finanziert. Die Kiinstlersozialabgabe wird als Umlage erhoben. Der
Abgabesatz wird jahrlich fir das jeweils folgende Kalenderjahr festgelegt. Bemessungsgrundlage sind

alle in einem Kalenderjahr an selbststandige Kunstler und Publizisten gezahlten Entgelte.

Sachbezige: Verschéarfung der gesetzlichen Voraussetzungen

Eigentlich sollte die Definition der Geldleistung in Abgrenzung zum Sachbezug ausgeweitet werden. Im
Gesetz ist aber letztlich doch die verscharfte Fassung gelandet. Das andert sich ab 1.1.2020: Zweck-
gebundene Geldleistungen, nachtragliche Kostenerstattungen, Geldsurrogate und andere Vorteile, die
auf einen Geldbetrag lauten, kénnen grundsatzlich keine Sachbeziige sein. Es liegen vielmehr Geld-
leistungen vor. Dies gilt nicht bei Gutscheinen und Geldkarten, die ausschliel3lich zum Bezug von Waren
oder Dienstleistungen berechtigen, damit die 44-EUR-Grenze hier anwendbar bleibt. Voraussetzung ist
aber ausdricklich, dass sie zusatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewahrt werden (also
nicht im Rahmen von Gehaltsumwandlungen). Hintergrund: Ausldser fir diese Verschéarfung ist die neu-
ere BFH-Rechtsprechung (BFH, Urteil v. 7.6.2018, VI R 13/16; BFH, Urteil v. 4.7.2018, VI R 16/17). In
den BFH-Verfahren ging es um die Einordnung von Zusatzkrankenversicherungen. Entscheidet sich
der Arbeitgeber dafir, seinen Mitarbeitern unmittelbar Versicherungsschutz zu gewéhren, liegt nach
Auffassung des BFH begtinstigter Sachlohn vor. Anders ist es hingegen, wenn der Arbeitgeber einen
Zuschuss zahlt unter der Bedingung, dass die Mitarbeiter eine eigene private Zusatzkrankenversiche-
rung abschlieen. Die durch die Rechtsprechung entstandenen Unsicherheiten bei der Abgrenzung

zwischen Geldleistung und Sachbezug sollen durch die gesetzliche Regelung beseitigt werden.
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Job-Tickets: Pauschale Besteuerung méglich

Der Gesetzgeber macht Job-Tickets attraktiver fiir Arbeitgeber. Denn diese kénnen kiinftig den geld-
werten Vorteil pauschal besteuern. Das andert sich: Arbeitgeberleistungen zu Aufwendungen der Mit-
arbeiter fur Fahrten zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte werden fortan vom Arbeitgeber pau-
schal mit 25 % besteuert — und zwar auch dann, wenn sie nicht zusatzlich zum ohnehin geschuldeten
Arbeitslohn erbracht werden. Dies gilt fiir Fahrten mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr zwi-
schen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte (z. B. Job-Tickets) sowie fir private Fahrten im 6ffentlichen
Personennahverkehr. Eine Anrechnung der pauschal besteuerten Zuschiusse auf die Entfernungspau-
schale unterbleibt.

Sonderabschreibung fir Elektronutzfahrzeuge und elektrisch betriebene Lastenfahrré-

der

Wer sich ein Elektronutzfahrzeug oder ein elektrisch betriebenes Lastenfahrrad anschafft, kann in Zu-
kunft von einer Sonderabschreibung profitieren. Das &ndert sich ab 1.1.2020: Nicht nur Elektroliefer-
fahrzeuge, sondern allgemein Elektronutzfahrzeuge und elektrisch betriebene Lastenfahrrader kénnen
zukiinftig im Jahr der Anschaffung neben der Absetzung fir Abnutzung nach § 7 Abs. 1 EStG eine
Sonderabschreibung in Hohe von 50 % der Anschaffungskosten in Anspruch nehmen. Elektronutzfahr-
zeuge sind Fahrzeuge der EG-Fahrzeugklassen N1, N2 und N3, die ausschlieRlich durch Elektromoto-
ren angetrieben werden, die ganz oder tiberwiegend aus mechanischen oder elektrochemischen Ener-
giespeichern oder aus emissionsfrei betriebenen Energiewandlern gespeist werden. Elektrisch betrie-
bene Lastenfahrrader sind Schwerlastfahrrader mit einem Mindest-Transportvolumen von 1 m3 und ei-

ner Nutzlast von mindestens 150 kg, die mit einem elektromotorischen Hilfsantrieb angetrieben werden.

Steuerbefreiung von Weiterbildungsleistungen

Kosten von Weiterbildungsleistungen, die der Arbeitgeber tragt, sind nun von der Einkommensteuer
befreit. Das &ndert sich: Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers werden steuerbefreit. Die Steuer-
befreiung gilt auch fur Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers, die der Verbesserung der Beschéfti-
gungsfahigkeit des Arbeitnehmers dienen (z. B. Sprachkurse oder Computerkurse, die nicht arbeits-
platzbezogen sind). Darunter sind solche MaRnahmen zu verstehen, die eine Anpassung und Fortent-
wicklung der beruflichen Kompetenzen des Arbeitnehmers erméglichen und somit zur besseren Begeg-
nung der beruflichen Herausforderungen beitragen. Diese Leistungen durfen keinen tberwiegenden
Belohnungscharakter haben. Hintergrund: Diese Regelung soll fir Rechtssicherheit sorgen, dass die
Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers fir MalRhahmen nach § 82 Absatz 1 und 2 SGB IlI nicht der

Besteuerung unterliegen.
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Mitarbeiterwohnungen: Einfihrung eines Bewertungsabschlags

Aufgrund der Bedarfsentwicklung auf dem Wohnungsmarkt wird in hochpreisigen Ballungsgebieten ein
Bewertungsabschlag fir Mitarbeiterwohnungen eingefuhrt. Wer in einer verbilligten Mitarbeiterwohnung
lebt, muss bisher einen geldwerten Vorteil versteuern. Diese Steuer soll wegfallen. Die H6he des geld-
werten Vorteils wird aktuell nach dem ortsuiblichen Mietwert bemessen. Das andert sich ab 1.1.2020:
Es unterbleibt der Sachbezugsansatz der vom Arbeitgeber fiir den Arbeitnehmer zu eigenen Wohnzwe-
cken Uberlassenen Wohnung. Voraussetzung ist, dass die vom Arbeithehmer gezahlte Miete inkl. Ne-
benkosten mindestens 2/3 des ortsiiblichen Mietwerts und dieser nicht mehr als 25 EUR pro Quadrat-

meter ohne Nebenkosten betragt.

Lohnsteueranmeldung: Das missen Arbeitgeber beachten

Marginale Anderungen ergeben sich auch hinsichtlich der Lohnsteueranmeldung. Das andert sich ab
1.1.2022: Die Lohnsteueranmeldung wird so erweitert, dass die einzubehaltende und zu tibernehmende
Lohnsteuer getrennt nach den Kalenderjahren, in denen der Arbeitslohn bezogen wird oder als bezogen
gilt, angegeben werden muss. Hinweis: Diese Anderung war im Regierungsentwurf noch nicht enthal-

ten.

Elektrofahrzeuge: Gewerbesteuerliche Anderungen

Die Halbierung der Bemessungsgrundlage fir Elektrofahrzeuge bei der Einkommensteuer hat auch ge-
werbesteuerliche Auswirkungen. Das andert sich ab 1.1.2020: Aus gewerbesteuerlicher Sicht wird eine
Halbierung der Hinzurechnung des Miet- oder Leasingaufwands fir Elektro- oder extern aufladbare
Hybridelektrofahrzeuge sowie fiir Fahrrader, die keine Kraftfahrzeuge sind, eingefiihrt. Hinweis: Zu be-
achten ist, dass die Halbierung lediglich fur Entgelte gelten soll, die auf nach dem 31.12.2019 abge-

schlossenen Vertrdgen beruhen sowie letztmals fur den Erhebungszeitraum 2030.

Verscharfungen bei Ausfuhrlieferungen und innergemeinschaftlichen Lieferungen

Die Voraussetzungen der Steuerfreiheit fir Ausfuhrlieferungen und innergemeinschaftliche Lieferungen
werden verschéarft. Das andert sich ab 1.1.2020: Ausfuhrlieferungen im nichtkommerziellen Reisever-
kehr werden zukiinftig erst ab einem Rechnungsbetrag Giber 50 EUR freigestellt. Betroffen sind insbe-
sondere Ausfuhrlieferungen in die Schweiz. Das Gesetz sieht dariiber hinaus eine Verscharfung der
Voraussetzung der Steuerfreiheit bei innergemeinschaftlichen Lieferungen vor: Der Abnehmer der Lie-
ferung ist ein im anderen Mitgliedstaat flir umsatzsteuerliche Zwecke erfasster Unternehmer oder eine
juristische Person, d. h. er besitzt im Zeitpunkt der Lieferung eine Umsatzsteueridentifikationsnummer,
die ihm in dem anderen Mitgliedstaat erteilt wurde und der Abnehmer verwendet diese gegeniiber dem
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liefernden Unternehmer. Es kann zur Ablehnung der Steuerfreiheit kommen, wenn der liefernde Unter-
nehmer die Verpflichtung Uber eine zusammenfassende Meldung nach § 18a UStG nicht richtig oder
nicht ganzlich einhalt. Der Berichtigungspflicht unvollstandiger oder nicht korrekter Meldungen ist inner-

halb eines Monats nachzukommen. Damit kommt der zusammenfassenden Meldung kiinftig eine gro-

RBere Bedeutung zu. Bisher war fiir den Steuerpflichtigen die Rechtsprechung des EuGH, auf die er sich

berufen konnte, toleranter.

Umsatzsteuerliche Reihengeschéafte werden erstmals klar definiert

Mit dem Jahressteuergesetz 2019 werden die sog. Quick Fixes umgesetzt. So wird das umsatzsteuer-
liche Reihengeschéft erstmals klar definiert. Das andert sich ab 1.1.2020: Danach handelt es sich um
eine vom ersten Unternehmer zum letzten Abnehmer unmittelbare Beférderung oder Versendung eines
Gegenstands, Uber den mehrere Unternehmer Umsatzgeschéfte abschlieen, wobei die Transportver-
antwortlichkeit ausschlie3lich bei einem Unternehmer liegt. Grundséatzlich ist die Transportverantwort-
lichkeit einer Lieferung demjenigen zuzuordnen, der den Gegenstand der Lieferung versendet oder be-
fordert. Die neue Regelung wirkt sich insbesondere auf Falle aus, in denen weder der erste Unterneh-
mer noch der letzte Abnehmer in der Lieferkette die Transportverantwortung hat, sondern der sog. Zwi-
schenhandler. Kann er namlich nachweisen, dass er den Gegenstand ausnahmsweise nur als Lieferant
und nicht als Abnehmer beférdert oder versendet hat, liegt die Transportverantwortlichkeit nicht bei ihm.
Soweit fir eine innergemeinschaftliche Lieferung die dem Zwischenhéndler im Abgangsmitgliedstaat
zugeteilte Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer genutzt wird, handelt es sich nicht um eine innerge-
meinschaftliche Lieferung. Hinweis: Analog dazu soll diese Regelung bei Reihengeschéften Anwendung
finden, wenn der Liefergegenstand in einen Drittstaat gelangt. Die Neuregelung soll zu einer Aufhebung

der Ortsbestimmungsregelungen nach § 3 Abs. 6 Satze 5 und 6 UStG fiihren.

Umsatzsteuerliche Behandlung von Warenlieferungen in ein Konsignationslager

Durch die Neuerung werden sog. Quick Fixes umgesetzt. Es geht um die umsatzsteuerliche Behand-
lung von Warenlieferungen in ein Konsignationslager, das sich in einem anderen Mitgliedsstaat befindet.
Das andert sich ab 1.1.2020: Die Warenlieferung wird beim liefernden Unternehmer einer innergemein-
schaftlichen Lieferung nach § 6a UStG gleichgestellt und seitens des Erwerbers als innergemeinschaft-

licher Erwerb besteuert.
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Die folgenden Voraussetzungen mussen erfillt sein:

e Mit Beginn der Beftérderung oder Versendung des Gegenstands hat der liefernde Unternehmer
Kenntnis Uber den vollstandigen Namen sowie die vollsténdige Anschrift des Erwerbers.

e Der liefernde Unternehmer hat im Bestimmungsmitgliedstaat weder Sitz, Geschéftsleitung, Be-
triebsstéatte noch seinen Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt.

e Der Abnehmer verwendet die ihm vom Bestimmungsstaat erteilte USt-ldentifikationsnummer ge-
geniiber dem liefernden Unternehmer.

e Sowohl der Erwerber als auch der liefernde Unternehmer kommen ihrer Aufzeichnungspflicht gem.
§ 22 Abs. 4g und 4f UStG nach.

Hinweis: Grundsatzlich muss die Lieferung an den Abnehmer auf3erdem innerhalb von 12 Monaten

nach dem Ende der Beforderung oder Versendung des Gegenstandes erfolgen. Ist dies nicht der Fall,

soll die Beforderung oder Versendung des Gegenstands als das einer innergemeinschaftlichen Liefe-

rung gleichgestellte Verbringen gelten.

Das sind die Sachbezugswerte fiir 2020

Die amtlichen Sachbezugswerte werden jahrlich an die Entwicklung der Verbraucherpreise angepasst.
Auch fiir das Jahr 2020 gibt es deshalb neue Werte. Das andert sich ab 1.1.2020: Der Monatswert fiir
Verpflegung wird ab 1.1.2020 auf 258 EUR angehoben. Damit sind fir verbilligte oder unentgeltliche

Mahlzeiten

e flr ein Fruhstick 1,80 Euro

e flir ein Mittag- oder Abendessen 3,40 Euro

anzusetzen. Ab 1.1.2020 wird der Wert fiir Unterkunft oder Mieten 235 EUR betragen. Der Wert der
Unterkunft kann auch mit dem ortstiblichen Mietpreis bewertet werden, wenn der Tabellenwert nach
Lage des Einzelfalls unbillig wéare. Kalendertaglich betragt der Wert ab dem 1.1.2020 7,83 EUR. Hin-
weis: Fur die Sachbeziige 2020 ist der Verbraucherpreisindex im Zeitraum von Juni 2018 bis Juni 2019
mafgeblich. Der Verbraucherpreisindex fir Verpflegung ist um 2,8 % gestiegen. Der Verbraucherpreis-
index fur Unterkunft oder Mieten stieg um 1,8 %. Sachbezuge sind 2020 in Hohe der neu festgesetzten

Werte einheitlich sowohl steuer- als auch beitragspflichtig in der Sozialversicherung.
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Ab 2020 gelten verschéarfte Anforderungen bei der Kassenfuhrung

Unternehmen sind ab dem 1.1.2020 eigentlich verpflichtet, jedes eingesetzte elektronische Aufzeich-
nungssystem sowie die damit zu fihrenden digitalen Aufzeichnungen durch eine zertifizierte technische
Sicherheitseinrichtung zu schiitzen. Die Finanzverwaltung gewahrt jedoch eine Ubergangsfrist. Die Fi-
nanzverwaltung hat diesbeziiglich eine Nichtbeanstandungsregelung veroffentlicht. Demnach wird es
zur Umsetzung einer flachendeckenden Aufriistung elektronischer Aufzeichnungssysteme nicht bean-
standet, wenn diese elektronischen Aufzeichnungssysteme langstens bis zum 30.9.2020 noch nicht
Uber eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung verfiigen. Es wird auerdem darauf hingewie-
sen, dass die digitale Schnittstelle der Finanzverwaltung fir Kassensysteme (DSFinV-K) bis zur Imple-
mentierung der zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung, langstens fir den Zeitraum der Nicht-
beanstandung, keine Anwendung findet. Die Finanzverwaltung erlautert aul3erdem, dass von der Mit-
teilung nach § 146a Abs. 4 AO bis zum Einsatz einer elektronischen Ubermittlungsméglichkeit abzuse-
hen sei. Es wird noch eine Bekanntmachung zum Zeitpunkt des Einsatzes der elektronischen Ubermitt-
lungsméglichkeit erfolgen. Der Grund fiir die Ubergangsfrist: Die geforderten zertifizierten technischen
Sicherheitseinrichtungen sind zum Beginn des Jahres 2020 voraussichtlich noch nicht flichendeckend

am Markt verfugbar.

3. GmbH-Gesellschafter/-Geschéaftsfiihrer

Verscharfung des Geldwéschegesetzes

Steuerlich interessant ist beim Gesetz zur Umsetzung der Anderungsrichtlinie zur Vierten EU-Geldwa-
scherichtlinie insbesondere die Verdachtsmeldepflicht freier Berufe bei Immobilientransaktionen. Dar-
Uber hinaus sind in den vergangenen Jahren verstarkt Geldwascherisiken im deutschen Immobiliensek-
tor in den Fokus geriickt, denen mit geeigneten MalRnahmen begegnet werden soll. Das andert sich: Im
Steuerbereich erweitert sich der Verpflichtetenkreis Gber Abschlusspriifer, externe Buchprufer und Steu-
erberater hinaus um jede andere Person, die als wesentliche geschéftliche oder gewerbliche Tatigkeit
materielle Hilfe, Unterstlitzung oder Beratung im Hinblick auf Steuerangelegenheiten leistet. So unter-
liegen zukiinftig auch Lohnsteuerhilfevereine den Vorgaben des Geldwaschegesetzes. Neu ist eine Re-
gistrierungspflicht von Verpflichteten bei der Zentralstelle fir Finanztransaktionsuntersuchungen (FIU).
Die Regelung, wonach freie Berufe weitgehend von der Verdachtsmeldepflicht befreit sind, wird naher
an die Richtlinienvorgaben angepasst (Privilegierung bei Tatigkeiten der Rechtsberatung und Prozess-
vertretung). Die Ausnahmeregelung knipft damit nicht mehr an berufsrechtliche Vorgaben zum Umfang

der Verschwiegenheitsverpflichtung der Verpflichteten, sondern an die konkret ausgelbte Tatigkeit an.
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Die Anpassung hat in den meldepflichtigen Fallkonstellationen eine Einschrankung der berufsrechtli-
chen Verschwiegenheitsverpflichtung zur Folge. Vor dem Hintergrund aktueller Geldwascheverdachts-
falle und erhéhter Geldwéascherisiken im Immobiliensektor sieht das Gesetz die Erweiterung der Ver-
dachtsmeldepflicht freier Berufe bei Immobilientransaktionen (Erwerbsvorgdnge nach dem Grunder-
werbssteuergesetz) vor. So muss ein Notar kinftig die Beurkundung eines Kaufs ablehnen, wenn der
auslandische Immobilieninvestor seine Besitzverhaltnisse nicht offen legt, bzw. bei bestimmten Fall-
konstellationen kiinftig eine Verdachtsmeldung abgeben. Transparenzregister sollen Geschafte Uber
Strohmanner erschweren. Neu ist ebenfalls, dass Immobilienmakler nicht nur bei der Vermittlung von
Kaufvertragen, sondern auch bei der Vermittlung von Miet- oder Pachtvertrdgen bei Transaktionen mit
einer monatlichen Miete oder Pacht in H6he von mindestens 10.000 EUR verpflichtet sind, dies an die

Anti-Geldwasche-Einheit des Bundes zu melden.

Grunderwerbsteuer: Reform ist verschoben

Die Reform der Grunderwerbsteuer ist zwar beschlossene Sache, deren Umsetzung verschiebt sich
allerdings auf das erste Halbjahr 2020. Urspriinglich war vorgesehen, dass die Anderungen zum

1.1.2020 in Kraft treten. Diese Anderungen sind u. a. geplant:

Absenkung der 95 %-Grenze

Der Gesetzesentwurf enthalt insbesondere Neuregelungen zur Verscharfung der Besteuerung von sog.
Share Deals in der Grunderwerbsteuer. Nach bisheriger Rechtslage kdnnen die Ergédnzungstatbestande
durch gesellschaftsrechtliche Gestaltung dadurch umgangen werden, dass nur 94,9 % der Anteile an
der Personen- oder Kapitalgesellschaft ibertragen werden und im Falle des § 1 Abs. 2a GrEStG eine
Aufstockung auf 100 % erst nach Ablauf von 5 Jahren erfolgt. § 1 Abs. 3 und Abs. 3a GrEStG kdnnen
zudem dadurch umgangen werden, dass Anteile von geringer Héhe (5,1 % oder mehr) nicht nur zurtick-
behalten, sondern auf fremde Personen (bertragen werden. Die Absenkung der Beteiligungsgrenze
von 95 auf 90 % sowie die Verlangerung der Frist von 5 auf 10 Jahre soll die Gestaltungsspielrdume

verengen und damit die missbrauchliche Vermeidung der Steuer einschranken.

Einfihrung eines neuen Erganzungstatbestands

§ 1 Abs. 2a GrEStG erfasst Gesellschafterwechsel an Personengesellschaften mit inlandischem Grund-
besitz i. H. v. mindestens 90 % innerhalb eines Zeitraums von 10 Jahren. Der Tatbestand fingiert die
Ubertragung der inlandischen Gesellschaftsgrundstiicke von der Personengesellschaft in "alter" Zusam-

mensetzung auf die Personengesellschaft in "neuer" Zusammensetzung. Die neue Vorschrift des 8§ 1
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Abs. 2b GrEStG soll aus Griinden der Missbrauchsverhinderung unter gleichen Voraussetzungen An-
teilseignerwechsel an Kapitalgesellschaften mit inlandischem Grundbesitz erfassen. Besteuert wird die
Gesellschaft, die wegen des Anteilseignerwechsels grunderwerbsteuerrechtlich nicht mehr als dieselbe

Kapitalgesellschaft anzusehen ist.

Verlangerung der Fristen von 5 auf 10 Jahre

Die bisherigen Fristen von 5 Jahren sollen auf 10 Jahre verldangert werden. Die Verlangerung der Fristen
steht im Zusammenhang mit den in den Ergadnzungstatbestdnden abgesenkten Beteiligungsgrenzen
und der in § 1 Abs. 2a GrEStG verlangerten Frist. Zudem wird die Missbrauchsverhinderungsvorschrift
des § 6 Abs. 4 GrEStG neu gegliedert und durch den Tatbestand des § 6 Abs. 4 Nr. 3 GrEStG erweitert.
Damit verlangert sich die Vorbehaltensfrist in den Féllen auf 15 Jahre, in denen eine Besteuerung un-
terblieben ist, weil weniger als 90 % bzw. 95 % der Anteile am Gesellschaftsvermogen auf neue Gesell-
schafter innerhalb von 5 bzw. 10 Jahren Ubergegangen sind und nach Ablauf dieser Frist eine grunder-

werbsteuerbare Anteilsvereinigung erfolgt.

Aufhebung der Begrenzung des Verspéatungszuschlags

Bei nicht rechtzeitiger Erfullung der Anzeigepflicht nach § 19 GrEStG kann ein Verspatungszuschlag
festgesetzt werden. Nach der ab dem 1.1.2019 geltenden Rechtslage betrégt dieser fir solche Anzeigen
maximal 25.000 EUR. Die Begrenzung der Hohe des Verspéatungszuschlags soll in diesen Féllen durch
§ 19 Abs. 6 GrEStG aufgehoben werden.

GeldbuBen: Ausweitung des Abzugsverbots

Der Gesetzesentwurf bringt eine Ausweitung des Abzugsverbots fir von anderen EU-Mitgliedstaaten
festgesetzte GeldbuRen mit. Das andert sich: So kénnen Geldbuf3en, Ordnungsgelder und Verwar-
nungsgelder, die gerichtlich in anderen Mitgliedstaaten der EU nach dem 31.12.2018 festgesetzt wer-
den, nicht mehr als Betriebsausgaben abgezogen werden. Des Weiteren gilt das Betriebsausgabenab-

zugsverbot kiinftig auch fir Nachzahlungszinsen auf hinterzogene Steuern.

Crowdlending: Anpassung des Kapitalertragsteuerabzugs

Das Jahressteuergesetz 2019 sieht eine Anpassung des Kapitalertragsteuerabzugs neuer Anlagefor-
men vor. Das &ndert sich ab 1.1.2020: Kinftig unterliegen dem Kapitalertragsteuerabzug auch Zinsen,
die aus einer Uber eine Internet-Dienstleistungsplattform erworbenen Forderung resultieren, wie bei-
spielsweise Crowdlending. Dabei fungiert der inl&dndische Betreiber oder die inlandische Zweignieder-
lassung eines ausléndischen Betreibers dieser Internet-Dienstleistungsplattform gem. § 44 Abs. 1 Satz
4 Nr. 1 EStG als auszahlende Stelle.
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Fondsetablierungskosten: Gesetzliche Regelung entgegen der BFH-Rechtsprechung

Die BFH-Rechtsprechung zu Fondsetablierungskosten veranlasste den Gesetzgeber zu einer gesetzli-
chen Klarstellung. Das andert sich: Entgegen dem BFH gehdren Fondsetablierungskosten riickwirkend
auch kinftig noch zu den Anschaffungskosten und nicht zu den sofort abzugsféhigen Betriebsausga-
ben/Werbungskosten (BFH, Urteil v. 26.4.2018, IV R 33/15). Zu den Fondsetablierungskosten zahlen
neben den Anschaffungskosten i. S. d. § 255 HGB auch alle vom Anleger an den Projektanbieter zu
zahlenden Aufwendungen fur den Erwerb des Wirtschaftsguts, welches ein Steuerpflichtiger allein (Ein-
zelinvestment) oder gemeinschaftlich mit weiteren Anlegern im Rahmen eines vom Projektanbieter vor-

formulierten Vertragswerks anschafft.

Anpassungen beim Schachtelprivileg

Die Kurzungsnorm des § 9 Nr. 7 GewStG fir Gewinne aus Beteiligungen an einer Kapitalgesellschaft
mit Geschéftsleitung und Sitz im Ausland wird geandert. Das &ndert sich: Sie wird nur noch angewendet,
soweit der Kapitalanteil zu Beginn des Erhebungszeitraums mind. 15 % am Nennkapital betragt. Dar-
Uber hinaus unterscheidet die Neuregelung nicht, ob es sich um eine Gesellschaft mit Geschéftsleitung
und Sitz im europaischen oder im Ubrigen Ausland handelt. Die bestehenden einschrankenden Tatbe-
standsvoraussetzungen fir auslandische Kapitalgesellschaften werden gestrichen und die bisherige
niedrigere Beteiligungsvoraussetzung in Hohe von 10 % fur EU-Gesellschaften abgeschafft. So soll kein
Zwang bestehen, die Vorgaben der Mutter-Tochter-Richtlinie (Beteiligungshdéhe von 10 %) auch fir ge-
werbesteuerliche Zwecke zu beachten. Hinweis: Die Anwendung ist ab dem Erhebungszeitraum 2020
vorgesehen. Fur vorangegangene Erhebungszeitrdume sind fir Drittstaatssachverhalte dementspre-
chend weiterhin die Landererlasse v. 25.1.2019 anzuwenden (Gleichlautende Lé&andererlasse v.
25.1.2019, BStBI 2019 | S. 91).

Korperschaftsteuerfreibetraq: gesetzliche Ergdnzungen

Das Gesetz bringt eine Erganzung hinsichtlich des Freibetrags mit sich. Das &ndert sich: Danach sind
bestimmte Kdrperschaften von der Inanspruchnahme des Freibetrages nach § 24 Satz 1 KStG in Héhe
von 5.000 EUR ausgenommen. Hierzu zahlen in- und ausléndische Investmentfonds i. S. d. § 1 InvG
und Spezial-Investmentfonds nach § 26 InvG, deren Ertrédge auf Ebene ihrer Anleger Einnahmen nach
§ 20 Abs. 1 Nr. 3 oder Nr. 3a EStG darstellen.
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Kampf gegen Steuerhinterziehung: MaRnahmen im Rahmen der Umsatzsteuer

Mit dem Jahressteuergesetz 2019 wird eine Regelung zur Ablehnung von Steuerbefreiungen und Vor-
steuerabzug bei Steuerhinterziehung eingefiihrt. Dies soll zur starkeren Bekampfung der Umsatzsteu-
erhinterziehung im Rahmen vom Karussell- und Kettengeschéften dienen. Das &ndert sich ab 1.1.2020:

Soweit ein Unternehmer wissentlich an einer Steuerhinterziehung beteiligt war, sollen ihm

e die Steuerbefreiung bei innergemeinschaftlichen Lieferungen,

e der Vorsteuerabzug aus Eingangsrechnungen,

e der Vorsteuerabzug aus innergemeinschaftlichem Erwerb sowie

e der Vorsteuerabzug aus Leistungeni. S. d. 8 13b UStG (Reverse-Charge)

versagt werden. Wissentlich bedeutet, dass der Unternehmer wusste oder hatte wissen missen, dass
er sich mit der Leistung, die er erbracht oder bezogen hat, an einem Umsatz beteiligt, der in einer Um-
satzsteuerhinterziehung oder einem unrechtmafiigen Vorsteuerabzug einbezogen war. Dabei kann die
Steuerhinterziehung beziehungsweise der ordnungswidrige Vorsteuerabzug vom Leistenden oder ei-

nem anderen Beteiligten begangen worden sein. Hinweis: § 25d UStG wird aufgehoben.

Quelle: Haufe Mandanteninformation zum Jahreswechsel 2019/2020
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	1.   Privatbereich
	Die Sozialversicherungsbeiträge spielen bei der Engeltabrechnung eine wichtige Rolle. Ab 2020 ändern sich die Beitragssätze erfreulicherweise nur minimal bis gar nicht.
	Krankenversicherung
	Der allgemeine Beitragssatz für die gesetzliche Krankenversicherung liegt aktuell bei 14,6 %. Haben Mitglieder einer gesetzlichen Krankenversicherung keinen Anspruch auf Krankengeld gilt der ermäßigte Beitragssatz von 14,0 %. Bei versicherungspflichti...
	In der sozialen Pflegeversicherung beträgt der Beitragssatz seit dem 1.1.2019 bundeseinheitlich 3,05 %. Für Beamte gilt immer nur der halbe Beitragssatz. Mitglieder der sozialen Pflegeversicherung, die keine Kinder haben, ab dem 1.1.1940 geboren sind ...
	Der Beitragssatz zur Rentenversicherung beträgt aktuell 18,6 %. Angesichts gut gefüllter Rentenkassen erwartet die Deutsche Rentenversicherung bis ins Jahr 2023 auch keine Erhöhung der Beitragssätze.
	Die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung sinken ab dem 1.1.2020 um 0,1 Punkte auf 2,4 % (befristet bis 31.12.2022).
	Wer dienstlich auswärtig unterwegs ist, kann ab dem neuen Jahr höhere Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen steuerlich geltend machen. Das ändert sich ab 1.1.2020: Die Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen im Rahmen einer beruflichen Auswä...
	Wer sich als Dienstwagen ein Elektrofahrzeug aussucht, kann länger von der Steuerbegünstigung durch die Halbierung der Bemessungsgrundlage profitieren. Je kleiner die Kohlendioxidemission desto besser. Das ändert sich ab 1.1.2020: Verabschiedet wurde ...
	Überlässt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern betriebliche (Elektro-)Fahrräder, ist der geldwerte Vorteil steuerfrei. Diese Steuerbefreiung wurde verlängert und es gibt eine neue Pauschalsteuer. Das ändert sich ab 1.1.2020: Die Steuerbefreiung des ge...
	Hinweis: Die Neuerung bei der Pauschalierung der Lohnsteuer war im Regierungsentwurf noch nicht enthalten.
	Berufskraftfahrern wird die Geltendmachung von Übernachtungskosten während einer mehrtägigen Fahrt erleichtert. Für sie gibt es zukünftig einen eigenen neuen Pauschbetrag. Das ändert sich ab 1.1.2020: Für Arbeitnehmer, die ihrer berufliche Tätigkeit ü...
	Zahlen Eltern die Krankenversicherungsbeiträge für das Kind, stellt sich die Frage, wer diese Zahlungen steuerlich berücksichtigen darf. Das ändert sich: Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung für das eigene Kind, die von den Erziehungsberechtig...
	Die Steuererklärungspflicht im Rahmen der Einkünfte aus Kapitalvermögen wird erweitert. Das ändert sich: Arbeitnehmer, die Kapitaleinkünfte ohne Steuerabzug erhalten haben, müssen künftig zwingend eine Steuererklärung einreichen. Hinweis: Diese Regelu...
	Der Anwendungsbereich des ermäßigten Steuersatzes wird erweitert. Das ändert sich: Für Bücher, Zeitungen und Zeitschriften in elektronischer Form gilt ein ermäßigter Steuersatz. Hiervon ausgenommen sind jugendgefährdende Erzeugnisse nach § 15 Abs. 1 b...
	Hinweis: Gegenüber dem Regierungsentwurf neu ist die Regelung, dass auch die Bereitstellung eines Zugangs zu Datenbanken, die eine Vielzahl von elektronischen Büchern, Zeitungen oder Zeitschriften oder Teile von diesen enthalten, begünstigt ist.
	Eine Fristverlängerung für die Abgabe der Steuererklärung kann künftig komplett automationsgestützt angeordnet werden. Ebenso kann ein Verspätungszuschlag vollautomationsgestützt festgesetzt werden. Das ändert sich: Laut Art. 22 Abs. 2 DSGVO ist für d...
	Ab dem Jahr 2021 wird die Freigrenze beim Solidaritätszuschlag deutlich angehoben, sodass für 90 % aller aktuellen Zahler die Abgabe komplett entfällt. Das ändert sich ab 2021: Derzeit wird der Zuschlag nur erhoben, wenn die tarifliche Einkommensteuer...
	Hinweis: Auf die Körperschaftsteuer und die Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge wird der Solidaritätszuschlag weiterhin wie bisher erhoben.
	Die für die Sozialversicherung wichtigen Werte für das Jahr 2020 stehen fest. Das ändert sich ab 1.1.2020: Die Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) wird von derzeit 4.537,50 EUR im Monat (54.450 EUR jährlich) auf vora...
	Bisher waren Auszubildende vom gesetzlichen Mindestlohn ausgenommen. Das soll sich ab 2020 ändern. Vorgesehen ist insbesondere ein Azubi-Mindestlohn von 515 EUR im 1. Lehrjahr. Das ändert sich ab 1.1.2020: Jeder Azubi, der im kommenden Jahr eine Beruf...
	Hinweis: Diejenigen, die sich heute schon in einer Ausbildung befinden, profitieren nicht von der Neuregelung. Außerdem sind Ausnahmen von der Mindestvergütung möglich, wenn Arbeitgeber und Gewerkschaften für einzelne Branchen eigene Vereinbarungen tr...
	Die Mindestlohn-Kommission hatte 2018 vorgeschlagen, den allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn in 2 Stufen zu erhöhen. Für 2020 tritt deshalb eine weitere Erhöhung des Mindestlohns in Kraft. Das ändert sich ab 1.1.2020: Der gesetzliche Mindestlohn stei...
	Hinweis: Die Mindestlohn-Kommission legt die Höhe alle 2 Jahre neu fest. Dies ist 2020 wieder der Fall. Zum ersten Mal war die Lohnuntergrenze bereits 2017 von 8,50 Euro auf 8,84 Euro angehoben worden. In mehreren Branchen gibt es zudem Mindestlöhne, ...
	Bei betrieblich oder beruflich bedingten Auslandsreisen gelten besondere Pauschalen für die Reisekosten. Das BMF hat die Pauschalen für betrieblich und beruflich veranlasste Auslandsreisen ab 1.1.2020 bekanntgegeben. Das ändert sich ab 1.1.2020: In de...
	Im Zuge der Kindergelderhöhung wird auch die Höhe des Kinderfreibetrags für 2020 angepasst. Der Freibetrag für den Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsbedarf bleibt unverändert bei 2.640 EUR. Das ändert sich ab 1.1.2020: Für den Veranlagungszeitra...
	Mit der Erhöhung des Grundfreibetrags steigt das steuerfreie Existenzminimum. Das ändert sich ab 1.1.2020: Zur steuerlichen Freistellung des Existenzminimums wird der steuerfreie Grundfreibetrag im Jahr 2020 auf 9.408 EUR angehoben (das sind 240 EUR m...
	Mit der Erhöhung des Unterhaltshöchstbetrags können Unterhaltsleistende höhere Beträge steuerlich geltend machen. Das ändert sich ab 1.1.2020: Im Zuge der Erhöhung des Grundfreibetrags steigt auch der Unterhaltshöchstbetrag. Dieser wird im Jahr 2020 a...
	Ab dem Jahr 2025 werden Eigentümer von Grundstücken und Häusern die neue Grundsteuer zahlen müssen. Bis dahin bleiben die Finanzbehörden und Gemeinden aber nicht untätig. Es ist viel zu tun, bis die ersten Grundsteuerbescheide ergehen können. Das ände...
	Einzahlungen auf einen Bausparvertrag werden vom Staat mit der Wohnungsbauprämie belohnt. Ab dem Sparjahr 2021 erhöht sich die Prämie, auch werden die Einkommensgrenzen angepasst. Das ändert sich ab 2021: Die Wohnungsbauprämie beträgt jährlich 10 % de...
	Bereits durch das Jahressteuergesetz 2018 gab es eine gesetzliche Änderung, die eingetragene Lebenspartner jetzt zum Jahreswechsel beachten sollten. Das ändert sich: Es wurde in Art. 97 § 9 EGAO ein neuer Abs. 5 eingefügt. Danach sind § 175 Abs. 1 Sat...
	Ehegatten konnten bisher einmal im Jahr die Steuerklassen wechseln. Diese Beschränkung wird aufgehoben. Das ändert sich ab 1.1.2020: Im Gesetzestext wird das Wort "einmalig" gestrichen. Damit beschränkt sich das Recht auf einen Steuerklassenwechsel be...
	2. Unternehmer und Freiberufler

	Existenzgründer müssen in Zukunft nicht mehr monatlich eine Umsatzsteuer-Voranmeldung abgeben, sondern nur noch vierteljährlich. Dies gilt allerdings nur begrenzt. Das ändert sich für 2021 bis 2026: Zugunsten der Gründer wird zeitlich befristet die An...
	Kleinunternehmer dürfen ab 1.1.2020 mehr Umsatz machen. Die Umsatzgrenze steigt auf 22.000 EUR. Das ändert sich ab 1.1.2020: Nach § 19 Abs. 1 Satz 1 UStG soll die Umsatzsteuer von inländischen Unternehmern nicht erhoben werden, wenn der Umsatz im verg...
	Hinweis: Nach dem Referentenentwurf sollte die Regelung ab dem Tag nach Verkündung des Gesetzes gelten. Wäre das Gesetz so noch in diesem Jahr verkündet worden, hätte das die Folge gehabt, dass alle Unternehmer mit Vorjahresumsätzen zwischen 17.501 un...
	Um den Arbeitgebern künftig den Spielraum zu erweitern, seinen Arbeitnehmern spezielle Gesundheitsleistungen anbieten oder entsprechende Zuschüsse zu Gesundheitsmaßnahmen leisten zu können, soll der Freibetrag je Arbeitnehmer im Kalenderjahr angehoben...
	Die lohnsteuerliche Pauschalierungsgrenze für Beiträge zu einer Gruppenunfallversicherung erhöhen sich für Lohnzahlungszeiträume ab 2020. Das ändert sich ab 2020: Nach § 40b Abs. 3 EStG kann der Arbeitgeber die Beiträge für eine Gruppenunfallversicher...
	Die Grenze zur Lohnsteuerpauschalierung für Teilzeitbeschäftigte und geringfügig Beschäftigte wird für Lohnzahlungszeiträume ab 2020 angehoben, ebenso wie der pauschalierungsfähige durchschnittliche Stundenlohn. Das ändert sich ab 2020: Eine Pauschali...
	Elektronisch gespeicherte Steuerunterlagen müssen archiviert werden. Im Falle eines Systemwechsels oder einer Datenauslagerung gelten in Zukunft kürzere Aufbewahrungsfristen. Die Finanzverwaltung hat das Recht, von einem Steuerpflichtigen bei einer Au...
	Das Bürokratieentlastungsgesetz III enthält auch einige Regelungen, die die Bürokratie abseits des Steuerrechts erleichtern sollen.
	Elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung
	Arbeitnehmer müssen derzeit ihre Krankschreibungen bei ihrem Arbeitgeber in Papierform einreichen. Zukünftig sollen die Krankenkassen den Arbeitgeber auf Abruf elektronisch über Beginn und Dauer der Arbeitsunfähigkeit seines gesetzlich versicherten Ar...
	Aktuell müssen die Leiter eines Beherbergungsbetriebs darauf hinwirken, dass ihre Gäste papierhafte Meldescheine ausfüllen und unterschreiben. Die Meldescheine sind für ein Jahr aufzubewahren und danach zu vernichten. Optional soll ein digitales elekt...
	Das neue Forschungszulagengesetz (FZulG) sieht die Einführung einer steuerlichen Zulage vor. Diese soll unabhängig von der jeweiligen Gewinnsituation bei allen Unternehmen gleichermaßen wirken. Die neue Steuerförderung von Forschung und Entwicklung be...
	Anspruchsberechtigt sind unbeschränkt und beschränkt Steuerpflichtige, die die im Gesetz aufgeführten Voraussetzungen erfüllen. Nicht anspruchsberechtigt sind steuerbefreite Körperschaften. Bei Personengesellschaften und Gemeinschaften tritt an die St...
	Grundsätzlich soll sich die begünstigte Forschungs- und Entwicklungs-Tätigkeit durch folgende 5 Kriterien bestimmen lassen:
	Die Tätigkeit muss
	Förderfähige Aufwendungen sind die beim Anspruchsberechtigten dem Lohnsteuerabzug unterliegenden Arbeitslöhne, die der Arbeitnehmer unmittelbar vom Arbeitgeber erhält. Auch der Arbeitslohn eines Gesellschafters oder Anteilseigners gehört zu den förder...
	Die Forschungszulage beträgt 25 % der Bemessungsgrundlage. Die Summe der für ein Forschungs- und Entwicklungs-Vorhaben gewährten staatlichen Beihilfen darf einschließlich der Forschungszulagen nach diesem Gesetz pro Unternehmen und Forschungs- und Ent...
	Die Forschungszulage gehört nicht zu den steuerpflichtigen Einnahmen. Sie mindert nicht die als Betriebsausgaben abzugsfähigen Aufwendungen und findet keine Berücksichtigung für Zwecke der Bestimmung der Höhe des Einkommensteuersatzes.
	Die Forschungszulage kann nur für Forschungs- und Entwicklungs-Vorhaben beansprucht werden, mit deren Arbeiten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes (Tag nach Verkündung im Bundesgesetzblatt) begonnen wird. Die förderfähigen Aufwendungen müssen vom A...
	Das BMF hat die aktualisierten Taxonomien zur E-Bilanz veröffentlicht. Diese müssen grundsätzlich ab dem Wirtschaftsjahr 2020 angewandt werden. Hintergrund: Bilanzierende Unternehmen müssen den Inhalt ihrer Bilanzen sowie Gewinn- und Verlustrechnungen...
	Unternehmen, die künstlerische oder publizistische Leistungen in Anspruch nehmen und verwerten, können sich freuen. Die Künstlersozialabgabe bleibt auch das dritte Jahr in Folge stabil. Im Jahr 2017 lag der Abgabesatz für die Künstlersozialversicherun...
	Eigentlich sollte die Definition der Geldleistung in Abgrenzung zum Sachbezug ausgeweitet werden. Im Gesetz ist aber letztlich doch die verschärfte Fassung gelandet. Das ändert sich ab 1.1.2020: Zweckgebundene Geldleistungen, nachträgliche Kostenersta...
	Der Gesetzgeber macht Job-Tickets attraktiver für Arbeitgeber. Denn diese können künftig den geldwerten Vorteil pauschal besteuern. Das ändert sich: Arbeitgeberleistungen zu Aufwendungen der Mitarbeiter für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkei...
	Wer sich ein Elektronutzfahrzeug oder ein elektrisch betriebenes Lastenfahrrad anschafft, kann in Zukunft von einer Sonderabschreibung profitieren. Das ändert sich ab 1.1.2020: Nicht nur Elektrolieferfahrzeuge, sondern allgemein Elektronutzfahrzeuge u...
	Kosten von Weiterbildungsleistungen, die der Arbeitgeber trägt, sind nun von der Einkommensteuer befreit. Das ändert sich: Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers werden steuerbefreit. Die Steuerbefreiung gilt auch für Weiterbildungsleistungen des A...
	Aufgrund der Bedarfsentwicklung auf dem Wohnungsmarkt wird in hochpreisigen Ballungsgebieten ein Bewertungsabschlag für Mitarbeiterwohnungen eingeführt. Wer in einer verbilligten Mitarbeiterwohnung lebt, muss bisher einen geldwerten Vorteil versteuern...
	Marginale Änderungen ergeben sich auch hinsichtlich der Lohnsteueranmeldung. Das ändert sich ab 1.1.2022: Die Lohnsteueranmeldung wird so erweitert, dass die einzubehaltende und zu übernehmende Lohnsteuer getrennt nach den Kalenderjahren, in denen der...
	Die Halbierung der Bemessungsgrundlage für Elektrofahrzeuge bei der Einkommensteuer hat auch gewerbesteuerliche Auswirkungen. Das ändert sich ab 1.1.2020: Aus gewerbesteuerlicher Sicht wird eine Halbierung der Hinzurechnung des Miet- oder Leasingaufwa...
	Die Voraussetzungen der Steuerfreiheit für Ausfuhrlieferungen und innergemeinschaftliche Lieferungen werden verschärft. Das ändert sich ab 1.1.2020: Ausfuhrlieferungen im nichtkommerziellen Reiseverkehr werden zukünftig erst ab einem Rechnungsbetrag ü...
	Mit dem Jahressteuergesetz 2019 werden die sog. Quick Fixes umgesetzt. So wird das umsatzsteuerliche Reihengeschäft erstmals klar definiert. Das ändert sich ab 1.1.2020: Danach handelt es sich um eine vom ersten Unternehmer zum letzten Abnehmer unmitt...
	Durch die Neuerung werden sog. Quick Fixes umgesetzt. Es geht um die umsatzsteuerliche Behandlung von Warenlieferungen in ein Konsignationslager, das sich in einem anderen Mitgliedsstaat befindet. Das ändert sich ab 1.1.2020: Die Warenlieferung wird b...
	Die folgenden Voraussetzungen müssen erfüllt sein:
	Die amtlichen Sachbezugswerte werden jährlich an die Entwicklung der Verbraucherpreise angepasst. Auch für das Jahr 2020 gibt es deshalb neue Werte. Das ändert sich ab 1.1.2020: Der Monatswert für Verpflegung wird ab 1.1.2020 auf 258 EUR angehoben. Da...
	anzusetzen. Ab 1.1.2020 wird der Wert für Unterkunft oder Mieten 235 EUR betragen. Der Wert der Unterkunft kann auch mit dem ortsüblichen Mietpreis bewertet werden, wenn der Tabellenwert nach Lage des Einzelfalls unbillig wäre. Kalendertäglich beträgt...
	Unternehmen sind ab dem 1.1.2020 eigentlich verpflichtet, jedes eingesetzte elektronische Aufzeichnungssystem sowie die damit zu führenden digitalen Aufzeichnungen durch eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung zu schützen. Die Finanzverwa...
	3. GmbH-Gesellschafter/-Geschäftsführer

	Steuerlich interessant ist beim Gesetz zur Umsetzung der Änderungsrichtlinie zur Vierten EU-Geldwäscherichtlinie insbesondere die Verdachtsmeldepflicht freier Berufe bei Immobilientransaktionen. Darüber hinaus sind in den vergangenen Jahren verstärkt ...
	Die Reform der Grunderwerbsteuer ist zwar beschlossene Sache, deren Umsetzung verschiebt sich allerdings auf das erste Halbjahr 2020. Ursprünglich war vorgesehen, dass die Änderungen zum 1.1.2020 in Kraft treten. Diese Änderungen sind u. a. geplant:
	Der Gesetzesentwurf enthält insbesondere Neuregelungen zur Verschärfung der Besteuerung von sog. Share Deals in der Grunderwerbsteuer. Nach bisheriger Rechtslage können die Ergänzungstatbestände durch gesellschaftsrechtliche Gestaltung dadurch umgange...
	§ 1 Abs. 2a GrEStG erfasst Gesellschafterwechsel an Personengesellschaften mit inländischem Grundbesitz i. H. v. mindestens 90 % innerhalb eines Zeitraums von 10 Jahren. Der Tatbestand fingiert die Übertragung der inländischen Gesellschaftsgrundstücke...
	Die bisherigen Fristen von 5 Jahren sollen auf 10 Jahre verlängert werden. Die Verlängerung der Fristen steht im Zusammenhang mit den in den Ergänzungstatbeständen abgesenkten Beteiligungsgrenzen und der in § 1 Abs. 2a GrEStG verlängerten Frist. Zudem...
	Bei nicht rechtzeitiger Erfüllung der Anzeigepflicht nach § 19 GrEStG kann ein Verspätungszuschlag festgesetzt werden. Nach der ab dem 1.1.2019 geltenden Rechtslage beträgt dieser für solche Anzeigen maximal 25.000 EUR. Die Begrenzung der Höhe des Ver...
	Der Gesetzesentwurf bringt eine Ausweitung des Abzugsverbots für von anderen EU-Mitgliedstaaten festgesetzte Geldbußen mit. Das ändert sich: So können Geldbußen, Ordnungsgelder und Verwarnungsgelder, die gerichtlich in anderen Mitgliedstaaten der EU n...
	Das Jahressteuergesetz 2019 sieht eine Anpassung des Kapitalertragsteuerabzugs neuer Anlageformen vor. Das ändert sich ab 1.1.2020: Künftig unterliegen dem Kapitalertragsteuerabzug auch Zinsen, die aus einer über eine Internet-Dienstleistungsplattform...
	Die BFH-Rechtsprechung zu Fondsetablierungskosten veranlasste den Gesetzgeber zu einer gesetzlichen Klarstellung. Das ändert sich: Entgegen dem BFH gehören Fondsetablierungskosten rückwirkend auch künftig noch zu den Anschaffungskosten und nicht zu de...
	Die Kürzungsnorm des § 9 Nr. 7 GewStG für Gewinne aus Beteiligungen an einer Kapitalgesellschaft mit Geschäftsleitung und Sitz im Ausland wird geändert. Das ändert sich: Sie wird nur noch angewendet, soweit der Kapitalanteil zu Beginn des Erhebungszei...
	Das Gesetz bringt eine Ergänzung hinsichtlich des Freibetrags mit sich. Das ändert sich: Danach sind bestimmte Körperschaften von der Inanspruchnahme des Freibetrages nach § 24 Satz 1 KStG in Höhe von 5.000 EUR ausgenommen. Hierzu zählen in- und auslä...
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